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(Nr. 7346.) Geſetz, betreffend die Rechtsverhältniſſe des Stein⸗ und Braunkohlen⸗Bergbaues 
in denjenigen Landestheilen, in welchen das Kurfürſtlich Sächſiſche Man⸗ 
dat vom 19. Auguſt 1743. Geſetzeskraft hat. Vom 22. Februar 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 6 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, was folgt: 


5 $. 1. 
In den nachbenannten Landestheilen, nämlich: 


1) in den vormals zum Königreich Sachſen gehörigen Landestheilen der 
Provinz Sachſen, mit Ausſchluß der Grafſchaften Mansfeld und Barby 
und der ſtandesherrlichen Gebiete der Grafen von Stolberg⸗Stolberg 
und Stolberg⸗Roßla, 

2) in den vormals zum Königreich Sachſen gehörigen Landestheilen der 
Provinz Brandenburg, insbeſondere in der Standesherrſchaft Baruth 
und den Aemtern Jüterbogk, Dahme, Belzig und Rabenſtein nebft 
enklavirten ritterſchaftlichen Orten, ſowie in den vormals zum Kreiſe 
Wittenberg gehörigen Orten Blankenſee und Stangenhagen, 


3) in dem Markgrafenthum Oberlauſitz, | 
4) in dem Markgrafenthum Niederlausitz, mit Einſchluß der Herrſchaft 
Sonnenwalde, ſowie der Aemter Dobrilugk, Finſterwalde und Senftenberg, 


unterliegen die Stein⸗ und Braunkohlen fernerhin lediglich dem Verfügungsrechte 
des Grundeigenthümers. 


Die beſtehenden Berechtigungen zum Betriebe des Stein- oder Braunkohlen⸗ 
Bergbaues bleiben jedoch au echt erhalten. Gründet ſich die Berechtigung auf 
eine zur Gewinnung der Stein- oder Braunkohlen auf fremdem Grund und 
Boden ertheilte Konzeſſion des Staates, jo kommen hinſichtlich der Verbindlichkeit 
Jahrgang 1869. (Nr. 7346.) 53 zum 


Ausgegeben zu Berlin den 15. März 1869. 


zum Betriebe und der Aufhebung der Konzeſſion die Vorſchriften der ٩6, 65. und 
156. bis 164. des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865. in Anwendung. 


$. 2. 

Das Recht zum Stein⸗ oder Braunkohlen⸗Bergbau kann von dem Eigen⸗ 
thume an dem Grundſtücke, in welchem die Stein⸗ und Braunkohlen anſtehen, : 
abgetrennt und als eine ſelbſtſtändige Gerechtigkeit ſowohl dem Grundeigenthümer 
ſelbſt, als auch dritten Perſonen zuſtehen. f 


Die Eigenſchaft einer ſelbſtſtändigen Gerechtigkeit erlangt daſſelbe entweder 


1) durch die gerichtliche oder notarielle Erklärung des Grundeigenthümers, 
daß das Abbaurecht von dem Eigenthume an dem Grundſtücke oder einem 
Theile deſſelben in Zukunft abgetrennt ſein ſolle, oder 


2) durch die in gleicher Form bewirkte geſonderte Veräußerung des Abbau⸗ 
rechtes an dritte Perſonen. 


Einer derartigen gerichtlichen oder notariellen Erklärung oder dem in 
gleicher Form abgeſchloſſenen Veräußerungsvertrage muß ein Situationsriß bei⸗ 
gefügt fein, auf welchen die Vorſchriften des $. 17. des Allgemeinen Berggeſetzes 
vom 24. Juni 1865., mit Ausſchluß jedoch der Beſtimmung über die Angabe 
des Fundpunktes, zur Anwendung kommen. 


F. 3. 

Die bei Erlaß dieſes Geſetzes nach $. 1. beſtehenden Kohlenabbau⸗Gerech⸗ 
tigkeiten, ſowie diejenigen Kohlenabbau⸗Gerechtigkeiten, welche gemäß F. 2. von 
dem Grundeigenthum abgetrennt worden ſind, haben die Eigenſchaft unbeweglicher 
Sachen und können in das Hypothekenbuch eingetragen werden. : 


4 
Es finden auf dieſelben hinſichtlich der Veräußerung, der Verpfändung 
und des Arreſtes, ſowie in Bezug auf die Subhaſtation, den Konkurs und die 
tangordnung der Gläubiger die geſetzlichen Beſtimmungen Anwendung welche 
in dieſer Beziehung für verliehenes Bergwerkseigenthum gelten 8 
H. 5. 


Für die Führung des Hypothekenbuches find die allgemeinen geſetzlichen 5 
Vorſchriften ade „ ſoweit nicht in den uche den ٩9, 6, BB 8. ein- 


ſchließlich etwas Anderes beſtimmt iſt. 


oder e e worden iſt, Eintragungen a = 
each 


re 


` | 
und deren Eintragung auf ein befonderes Folium des Hypothekenbuches erfol⸗ 
gen, es ſind aber alsdann die vorhandenen Eintragungen unverändert auf dieſes 
neue Folium mit zu übernehmen, wenn nicht die eingetragenen Realintereſſenten 
die Kohlenabbau⸗ Gerechtigkeit aus der Haftbarkeit gänzlich entlaſſen haben oder 
die Aufhebung der ſolidariſchen Verpflichtung des rundſtückes und der Kohlen⸗ 
abbau⸗Gerechtigkeit vereinbart worden iſt. 

Auf dem Folium des Grundbeſitzes iſt bei jeder bezüglichen Poſt zu ver⸗ 
merken, daß und auf welchem Folium die Uebertragung geſchehen iſt. 

Der Uebertragung der bezüglichen Eintragung bedarf es nicht, wenn der 
Kohlenabbau⸗ Berechtigte ein Unſchädlichkeitsatteſt nach Maaßgabe des Geſetzes 
vom 3. März 1850, (Geſetz⸗Samml. S. 145.) beibringt. i 

Ein ſolches Unſchädlichkeitsatteſt kann von den in ٩۰ 1. deſſelben Geſetzes 
bezeichneten Behörden auch dann ertheilt werden, wenn die vorhandenen Eintra⸗ 
gungen im Hypothekenbuche nach Abtrennung der Kohlenabbau⸗Gerechtigkeit noch 
innerhalb der erſten zwei Drittel des Werths ländlicher oder der erſten Hälfte 
des Werths 1 Grundſtücke verſichert ſind. 

Sind auf dem Grundſtücke gerichtliche Depofitalgelder eingetragen, ſo iſt 
hinſichtlich ihrer die Ertheilung des Unſchädlichkeitsatteſtes an die Zuſtimmung 
des zuſtändigen Gerichtes gebunden. 


K. 7. 


Mehrere Kohlenabbau⸗Gerechtigkeiten, welche demſelben nch zuſtehen, 
können unheſchadet ihrer rechtlichen Beſonderheit auf einem Folium des Hypotheken⸗ 
buchs eingetragen werden. „ i 

„Sollen mehrere mit ihren Feldern an einander grenzende, ſowie zu einem 
einheitlichen Baue e eke Kohlenabbau⸗Gerechtigkeiten zu einem recht⸗ 
lichen Ganzen vereinigt und als ſolche unter einem gemeinſamen Namen im 
Hypothekenbuche eingekragen werden, ſo bedarf es hierzu einer gerichtlichen oder 
notariellen Erklärung des Berechtigten. 1 

Haften in dieſem Falle auf den zu vereinigenden Kohlenabbau⸗Gerechtig⸗ 

keiten Eintragungen im Hypothekenbuch, jo iſt außerdem eine mit den Realberech⸗ 
tigten vereinbarte Beſtimmung darüber erforderlich, daß und in welcher Rang⸗ 
ordnung die Rechte derſelben auf die zu einem rechtlichen Ganzen vereinigten 
Kohlenabbau⸗Gerechtigkeiten übergehen ſollen. 


§. 8. 

Iſt ein Kohlenfeld vollſtändig abgebaut, ſo kann die Kohlenabbau⸗Gerech⸗ 
tigkeit auf Antrag eines betheiligten Grundeigenthümers oder Realintereſſenten 
im Hypothekenbuche wieder gelöscht werden. یم‎ : 

„Zur Begründung eines ſolchen Antrages iſt ein von der Bergbehörde 
nach vorgängiger Vernehmung der hetheiligten Realintereſſenten zu ertheilendes 
Atteſt beizubringen, daß das bezügliche Kohlenfeld gänzlich abgebaut und auf 
demſelben Gebäude oder ſonſtige zur Grube gehörige unbewegliche Pertinenzien 
nicht mehr vorhanden ſind. . 
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„ 0 ES er 
Dier Hypothekenrichter ſchließt auf Grund dieſes Atteſtes das Folium und 
löſcht die auf demſelben eingetragenen Forderungen, ohne daß es dazu der Bei⸗ 
bringung der Schuldurkunden bedarf. 

Die Realintereſſenten werden von der Schließung des Foliums und der 
Löſchung der Forderungen mit der Aufforderung benachrichtigt, Behufs des auf 
dieſelben zu ſetzenden Löſchungsvermerkes die Schuldurkunden einzureichen, widrigen⸗ 
falls ſie für jeden Mißbrauch, der mit den letzteren geſchehen könne, verantwort⸗ 
lich bleiben. : 


§. 9: 


Auf den Betrieb des Stein» oder Braunkohlen⸗Bergbaues im Bereiche 
dieſes Geſetzes, einerlei, ob eine vom Grund und Boden abgetrennte ſelbſtſtändige 
Kohlenabbau⸗Gerechtigkeit beſteht oder nicht, kommen die nachfolgenden Vorſchrif⸗ 
ten des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865. zur Anwendung: 


a) Tit. III. Abſchnitt 1. (von dem Bergwerkseigenthume im Allgemeinen) 
die $$. 58. und 59., ſowie die § . 60. bis 63. einſchließlich hinſichtlich 
der Anlage von Hülfsbauen im Felde eines anderen Kohlenabbau⸗Be⸗ 
rechtigten 


b) Tit. III. Abſchnitt 2. (von dem Betriebe und der Verwaltung) die 
٩5 66. bis 79. einſchließlich und ferner Abſchnitt 3. dieſes Titels (von 
den Bergleuten); 


e) Tit. V. Abſchnitt 1. nebſt der zugehörigen Uebergangsbeſtimmung des 
٩ 241. Tit. XI. (von der Grundabtretung) mit der Maaßgabe, daß die 
Grundabtretung nur inſoweit gefordert werden kann, als die Benukung 
eines fremden Grundſtückes zur Anlage von Wegen, Eifenbahnen, ۶ 
nälen, Waſſerläufen und Hülfsbauen zum Zwecke des Grubenbetriebes 
und des Abſatzes der Kohlen nothwendig iſt 1 


d) Tit. V. Abſchnitt 2. (vom Schadenerſatze für Beſchädigungen des Grund⸗ 
eigenthums), mit Ausnahme des §. 152:, 1 daſelbſt von „Arbeiten 
der Muther“ die Rede iſt, und Abſchnitt 3. (von dem Verhältniſſe des 
Bergbaues zu den öffentlichen Verkehrsanſtalten) ferner 


e) Tit. VII. (von den Knappſchaftsvereinen), Tit. VIII. (von den Berg⸗ 
behörden), Tit. IX. (von der Bergpolizei) und die $$. 242. und 244. 
des XII. Titels (Schlußbeſtimmungen). 


ais ei $. 10. = 
Wird der Steins oder Braunkohlen⸗Bergbau von mehreren Perſonen 


betrieben, fo find dieſelben, ſofern deren Vertretung nicht durch die allgemeinen 


Geſetze geordnet iſt, verpflichtet, mittelſt notarieller oder gerichtlicher Urkunde 
einen im Inlande wohnenden Repräſentanten zu beſtellen, welchem die Befugniß 
zuſteht, alle Vorladungen und andere Zuſtellungen an die Betheiligten mit voller 


rechtlicher Wirkung in Empfang zu nehmen und letztere bei den و‎ 
8 . 


„„ 


mit der Bergbehörde, mit dem Knappſchaftsvereine und mit anderen auf den 
Bergbau bezüglichen Inſtituten zu vertreten. 

Daſſelbe gilt, wenn der Alleineigenthümer einer Stein⸗ oder Braunkohlen⸗ 
grube im Auslande wohnt. ۱ 

Wird ein Repräſentant auf die Aufforderung der Bergbehörde innerhalb 
einer Friſt von drei Monaten nicht beſtellt und unter Einreichung der Beſtallungs⸗ 
Urkunde namhaft gemacht, ſo iſt die Bergbehörde befugt, bis dahin, daß dies 
geſchieht, einen Repräſentanten zu beſtellen und dieſem eine angemeſſene, von 
den Betheiligten aufzubringende und nöthigenfalls im Verwaltungswege exeku⸗ 
tiviſch einzuziehende Belohnung zuzuſichern. 

Dieſer interimiſtiſche Repräſentant hat die vorher angegebenen Befugniſſe 
des gewählten Repräſentanten „inſofern die Bergbehörde keine Beſchränkungen 
eintreten läßt. 

Bei Anwendung dieſer Beſtimmungen macht es keinen Unterſchied, ob 
eine beſondere Kohlenabbau⸗Gerechtigkeit beſteht oder nicht. 


H. 11. 


Das Kurfürſtlich Sächſiſche Mandat vom 19. Auguſt 1743., das Regulativ 
vom ی‎ 1843., das Geſetz vom 1. Juni 1861. (GeſetzSamml. S 353. ff.) 
und die HF. 212. und 213. des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865. 


ſind aufgehoben. 


| Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 22. Februar 1869. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
. Leonhardt. 


(Nr. 7347.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Heſſen in Betreff der Herſtellung einer 
Eiſenbahnverbindung zwiſchen Hanau und Offenbach und wegen Ankaufs 
des Großherzoglich Heſſiſchen Theils der Frankfurt⸗ Offenbacher Bahn. 
Vom 12. Juni 1868. ۱ 


en Majeſtät der König von Preußen und Seine Königliche Hoheit der 
Großherzog von Heſſen und bei Rhein haben zum Zweck einer Vereinbarun 


über die Herſtellung einer Eiſenbahnverbindung zwiſchen Hanau und Frank⸗ 


furt a. M. über Offenbach Bevollmächtigte ernannt, nämlich: 1 
Ar. 73467347) Sei⸗ 


em — 
Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober⸗Baurath Theodor Weißhaupt, 
Allerhöchſtihren Wirklichen Legationsrath Wilhelm Jordan, 


e Hoheit der Großherzog von Heſſen und bei 
ein: 


Allerhöchſtihren außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten 
Miniſter, Geheimen Legationsrath Karl Hofmann, 


Allerhöchſtihren Miniſterialrath Auguſt Schleiermacher, 


welche nach vollzogener Auswechſelung ihrer in guter und gehöriger Form be⸗ 
fundenen Vollmachten und unter Vorbehalt der Ratifikation folgenden Staats⸗ 
vertrag geſchloſſen haben. 


Artikel 1. 


Die Königlich Preußiſche Regierung wird auf Ihre Koſten eine Eiſenbahn 
anlegen und betreiben laſſen, welche in Fortſetzung der Bebra⸗ Hanauer Eiſen⸗ 
bahn bei Hanau den Main überſchreiten und durch Großherzoglich 8 
Gebiet über Offenbach nach einem geeigneten Punkte der Eiſenbahn von Offenbach 
nach Frankfurt a. M. geführt, auch mit derſelben an dieſem Punkte in direkte 
Verbindung geſetzt werden ſoll. 

Die Ausführung der hierzu erforderlichen baulichen Anlagen ſoll thunlichſt 
bald, ſpäteſtens aber drei Jahre nach erfolgter Ratifikation gegenwärtigen Ver⸗ 
trages, in Angriff genommen werden. 


Artikel 2. 


Die Großherzoglich Heſſiſche Regierung räumt für die nach gegenwärtiger 
Uebereinkunft innerhalb Ihres Gebietes herzustellenden Eiſenbahnanlagen nach 
Maaßgabe der beſtehenden Landesgeſetze das Recht zur Expropriation des dazu 
erforderlichen Grund und Bodens ein und wird im Beſonderen das Geſetz vom 
14. Auguſt 1867., betreffend die Aufbringung der Koſten für das zur Erbauung 
21 Eiſenbahnen erforderliche Gelände, auf den vorliegenden Fall anwendbar 
erklären. 


Artikel 3. 


Zaum Zweck einer einheitlichen ی‎ der Eiſenbahnſtrecken Hanau⸗ 
Offenbach und Offenbach⸗Frankfurt a. M. tritt die beten Ei Heſſiſche Re⸗ 
gierung den in ihrem Gebiete belegenen Theil der beſtehenden Eiſenbahn Offen⸗ 

ach⸗Frankfurt a. M. nebſt allem Zubehör gegen Erlegung des Anlagekapitals 
von 331,727 Gulden 51 Kreuzer oder 189,558 Thaler 23 Silbergroſchen 
2 Pfennigen als Eigenthum an die Königlich Preußiſche Regierung ab und 
gewährt für Ihren Theil der Königlich Preußiſchen Regierung die fortdauernde 
Mitbenutzung der Main ⸗Neckarbahn von dem Punkte ab, wo die F 2 
Frankfurter Eiſenbahn in dieſelbe einmündet, bis in den Bahnhof auf der rech⸗ 

E 


ten Main-Geite, einſchließlich der Mitbenutzung dieſes Bahnhofes ſelbſt, unter 
gleich günſtigen Bedingungen, als zur Zeit des Abſchluſſes gegenwärtigen Ver⸗ 
trages für den Betrieb auf der Eiſenbahn von Offenhach nach Frankfurt a. M. 
Geltung haben. Die Uebergabe der Großherzoglich aclicgen Strecke der Eifen- 
bahn von Offenbach nach Frankfurt a. M. an die öniglich Preußiſche Regie⸗ 
rung ſoll zu gleicher Zeit mit der baaren Ablieferung vorbezeichneter Geldſumme 
an die von der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung zu bezeichnende Kaſſe 
erfolgen, jedoch von der Königlich Preußiſchen Regierung nicht früher bean⸗ 
ſprucht werden können, als mit dem Beginne des Bahnbaues auf Großherzog⸗ 
lich Heſſiſchem Gebiete zwiſchen Hanau und Offenbach (Art. 1.). 


Artikel 4. 


Sowohl die Feſtſtellung des geſammten Bauprojekts für die den Gegen⸗ 
ſtand dieſes Vertrages bildende Eiſenhahn, als auch die Prüfung der anzuwen⸗ 
denden Fahrzeuge einſchließlich der Dampfwagen ſoll lediglich der Roni, lich 
Preußiſchen Regierung zuſtehen. Jedoch bleibt die landes polizeiliche Prüfung 
und Genehmigung des Bauprojekts, ſoweit dies die Herſtellung von Brücken, 
Durchläſſen, Flußkorrektionen, Wegeübergängen und Parallelwegen betrifft, nebſt 
der baupolizeilichen Prüfung der Bahnhofsanlagen der Großherzoglich Heſſiſchen 
Regierung innerhalb Ihres Gebietes vorbehalten. 

Sollte die Großherzoglich Heſſiſche Regierung künftig in Folge eintreten⸗ 
den Bedürfniſſes die Anlage neuer Waſſerdurchläſſe, Staats⸗ oder Vizinalſtraßen 
anordnen oder genehmigen, welche die projektirte Eiſenbahn kreuzen, ſo kann die 
Königlich Preußiſche Regierun hiergegen keine Einſprache erheben; es ſollen aber 
von der ede dont Heſſiſchen Regierung alle erforderlichen Maaßxegeln ges 
troffen werden, damit durch ſolche Anlagen weder der Betrieb der Eiſenbahn 
geſtört werde, noch der Betriebsverwaltung ein anderer Aufwand daraus er⸗ 
wachſe, als der für die Bewachung der neuen Uebergänge. 

Beide Regierungen ſind darüber einverſtanden, daß die Zahl der Wege⸗ 
übergänge, welche die Eiſenbahn in gleicher Ebene mit dem Bahngeſtänge kreu⸗ 
zen, auf die Meile Bahnlänge durchſchnittlich höchſtens neun betragen ſoll. 


Artikel 5. ۰ 

Der Königlich Preußiſchen Regierung bleibt freigeſtellt, dem Bahnkörper 
und den Kunſtbauten die für zwei Geleiſe erforderlichen Abmeſſungen geben und 
zur Ausführung des zweiten Geleiſes nach eigenem Ermeſſen ſchreiten zu laſſen. 
Die Spurweite der Bahngeleiſe ſoll vier Fuß acht und einen halben Zoll Engliſchen 
Maaßes im Lichten der Schienen betragen, auch die Ausführung der Bahn und 
das geſammte Betriebsmaterial unter Beachtung der von dem Vereine der 
Deutſchen Eiſenbahnverwaltungen angenommenen einheitlichen Vorſchriften für 
den fle Nee Verkehr derartig eingerichtet werden daß die Transportmittel 


1 allen Richtungen hin auf die angrenzenden Bahnen ungehindert übergehen 
önnen. 

. Artikel 6. a 

Die Eiſenbahnbrücke über den Main bei Hanau wird von der Königlich 

‚Or. 7347.) Mien 


„„ 


Preußiſchen Regierung zur Benutzung für Fußgänger eingerichtet werden, wo- 
gegen die Großherzoglich Heſſiſche Regierung es übernimmt, auf der linken Seite 
es Mains für die Herſtellung der erforderlichen Zugänge zur Brücke, ſowie der 

entſprechenden Verbindungen mit den nächſten öffentlichen Wegen Sorge zu tragen. 


Artikel 7. 


Auf Großherzoglich Heſſiſchem Gebiete ſoll, außer dem Bahnhofe für die 
Stadt Offenbach, auß geeigneten horizontalen Bahnſtrecken eine Halteſtelle an 
der Vizinalſtraße von Klein⸗Steinheim nach Dietesheim zur Vermittelung des 
Perſonen⸗ und Güterverkehrs mit den Orten Klein⸗ und Groß⸗ Steinheim, und 
eine fernerweite Halteſtelle zur Vermittelung des Perſonenverkehrs mit dem Orte 
Mühlheim angelegt werden. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird auf Verlangen der Großherzog⸗ 
lich Heſſiſchen Regierung für andere im Gebiete der letzteren anzulegende Eiſen⸗ 
bahnen einen unmittelbaren Anſchluß an den Bahnhof Offenbach, beziehungs⸗ 
weiſe an die Station für Steinheim zulaſſen. f 

Für den Fall der demnächſtigen Erbauung einer Eiſenbahn von Steinheim 
nach dem ſüdlichen Theile der Großherzoglich Heſſiſchen Provinz Starkenburg 
wird die Königlich Preußiſche Regierung gegen Entrichtung eines nach billigen 
Grundſätzen feſtzuſetzenden Bahngeldes geſtatten, daß die auf dieſer Bahn kur⸗ 
ſirenden Züge unter Mitbenutzung der Mainbrücke nach und von dem Hanauer 
Bahnhofe befördert werden, ſo weit und ſo lange dies nach dem Ermeſſen der 
Königlich Preußiſchen Regierung mit dem Umfange des eigenen Verkehrs auf 
der gemeinſchaftlich zu benutzenden Strecke verträglich erſcheint. In jedem Falle 
follen die auf der Eiſenbahn Hanau⸗Offenbach kürſtrenden Züge den Vorrang in 
der Zeit der Beförderung haben und durch die gemeinſchaftliche Benutzung der 
vorbezeichneten Bahnſtrecke keinen Aufenthalt erleiden. Sofern die Königlich 
Preußiſche Regierung im Intereſſe einer pünktlichen und ſicheren Durchführung 
der Züge von Hanau nach Offenbach und weiter die gedachte Mitbenutzung der 
Mainbrücke und der Bahnſtrecke von dieſer Brücke bis in den Bahnhof Hanau 
von den Zügen der anderen Bahn nicht für ferner zuläſſig erachten ſollte, wird 
ſte die Großherzoglich Heſſiſche Regierung hiervon durch eine Erklärung benach⸗ 
richtigen, nach deren e jene Mitbenutzung binnen einer Friſt von läng⸗ 
ſtens zwei Jahren erlöſchen ſoll. 


Artikel 8. 


: Der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung bleibt in Anſehung der auf Ihrem 
Gebiete belegenen 0 Rl Die Canbeshoheit an ۲ ja 

Auf dieſen Strecken ſollen nur Großherzoglich Heſſiſche Hoheitszeichen an⸗ 
gewendet und von den dafelbft ſtationirten Bahnbeamten, ſofern ſie Großherzog⸗ 
1 Unterthanen ſind, die Großherzoglich Heſſiſche Kokarde getragen 
werden. 8 


Artikel 9. S 
Die kontrahirenden Regierungen ſagen ſich gegenſeitig die den 1 $ 
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Geſetzen entſprechende, von den kompetenten Behörden zu bewirkende Unterſuchung 
und Beſtrafung derjenigen Polizei⸗ und Kriminalvergehen zu, welche die Anlage 
dieſer Bahnſtrecken und den Transport auf denſelben betreffen, und von ihren 
1 Unterthanen in dem Gebiete des anderen Staates werden begangen 
werden. 

Die Königlich Preußiſche Eiſenbahnverwaltung hat wegen aller Ent⸗ 
ſchädigungsanſprüche, welche aus Anlaß der Anlage oder des Betriebes der im 
Großherzoglich Heſſiſchen Gebiete belegenen Bahnſtrecken gegen ſie erhoben wer⸗ 
den möchten, ſich der Großherzoglich Heſſiſchen Gerichtsbarkeit und den Groß⸗ 
herzoglich Heſſiſchen Geſetzen zu unterwerfen und zu dieſem Behufe in Offenbach 
Domizil zu nehmen. 


Artikel 10. 


Die im Großherzogthum Heſſen zum Schutze der Eiſenbahnen und 
Telegraphen und des Betriebes derſelben jeweilit beſtehenden geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen finden gleichmäßig auch auf die im roßherzoglich Heſſiſchen Gebiete 
belegenen Strecken der den Gegenſtand dieſes Vertrages bildenden Eiſenbahn 
Anwendung. 

Die Bahnpolizei wird unter Aufficht der dazu in jedem Staatsgebiete 
kompetenten Behörden in Gemäßheit des für jedes Staatsgebiet beſonders zu 
publizirenden Bahnpoltzei⸗Reglements gehandhabt werden, und zwar wird die 
Großherzoglich Heſſiſche Regierung zur Wahrung übereinſtimmender Grundſätze 
das von der Königlich Preußiſchen Regierung feſtzuſtellende Bahnpolizei⸗Regle⸗ 
ment, ſoweit nicht lokale Verhältniſſe einzelne Abweichungen unvermeidlich machen 
werden, auch für die Bahnſtrecken in Ihrem Gebiete in Kraft ſetzen. 


Artikel 11. 


Die Großherzoglich Heſſiſche Regierung wird zur Handhabung des Ihr 
über die im Großherzogthum 1 Bahnſtreken eden Hoheits⸗ und 
Aufſichtsrechts einen ind gen Kommiſſarius beftellen, welcher die ne 
zur Königlich Preußiſchen iſenbahnverwaltung in allen denjenigen Fällen zu 
vertreten hat, welche nicht zum direkten gerichtlichen oder polizeilichen Einſchreiten 
der Behörden geeignet ۰ 


Artikel 12. 


Die Handhabung der Bahnpolizei auf den im Großherzoglich Heſſiſchen 
Gebiete belegenen Bahnſtrecken erfolgt durch das im Bahnpolizei⸗Reglement zu 
bezeichnende Königlich Preußiſche Eiſenbahnperſonal, welches auf Präſentation 
der Königlich Preußiſchen Betriebsverwaltung von den kompetenten Großherzog⸗ 
lichen Behörden in Pflicht zu nehmen iſt. 

: Die Handhabung der allgemeinen Sicherheitspolizei liegt hinſichtlich dieſer 
Bahnſtrecken den betreffenden Großherzoglichen Organen ob. Dieſelben werden 
den Bahnpolizei⸗Beamten auf deren Anſuchen bereitwillig Unterſtützung leiſten. 
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Artikel 13. 


Die Anſtellung und Beaufſichtigung der Beamten für die auf Großher⸗ 
zoglich Heſſiſchem Gebiete belegenen Bahnſtrecken erfolgt lediglich durch die zu⸗ 
ſtändigen Königlich Preußiſchen Behörden. Bei der Anſtellung von Bahnwär⸗ 
tern, Weichenſtellern und Unterbeamten ähnlicher Kategorien für dieſe Strecken 
de Angehörige des Heſſiſchen Staates vorzugsweiſe Rückſicht genommen 
werden. 

Die Angehörigen des einen Staates, welche im Gebiete des anderen 
Staates angeſtellt werden, ſcheiden dadurch aus dem Unterthanenverbande des 
Heimathlandes nicht aus und ſind während ihres dienſtlichen Aufenthaltes daſelbſt 
nur denjenigen Steuern und Perſonallaſten unterworfen, welche nach den dor⸗ 
tigen Landesgeſetzen unter gleichen Verhältniſſen für alle Fremden zur Anwen⸗ 
dung gelangen. 

Die Bahnbeamten ſind rückſichtlich der Disziplinarbehandlung ausſchließ⸗ 
lich der Königlich Preußiſchen Regierung, beziehungsweiſe deren zuſtändigen Or⸗ 
ganen, im Uebrigen aber den Geſetzen und Behörden des Staates unterworfen, 
in welchem ſie ihren amtlichen Wohnſitz haben. 


Artikel 14. 5 


Die auf der Großherzoglich Heſſiſchen Strecke der Offenbach⸗Frankfurter 
Eiſenbahn fungirenden Beamten werden bei der Uebergabe dieſer Strecke (Art. 3.) 
mit den ihnen zuſtehenden etatsmäßigen Beſoldungen und Emolumenten, ſowie 
den ſonſtigen mit ihren Stellen verknüpften Rechten in den Dienſt der König⸗ 
lich Preußiſchen Regierung übernommen werden. & 

Hinſichtlich des Unterthanen- und Disziplinarverhältniſſes gelten für dieſe 
Beamten die Normen, welche im vorhergehenden Artikel für die in den König⸗ 
lich Preußiſchen Bahndienſt tretenden Heſſiſchen Staatsangehörigen im Allge⸗ 
meinen feſtgeſetzt ſind. : 

Eine Verſetzung der hiernach von der Königlich Preußiſchen Regierung 
zu übernehmenden Bahnbeamten nach Stellen außerhalb des Großherzoglich Heſ⸗ 
ſiſchen Gebiets ſoll, ſofern dieſe Beamten feſt angeſtellt ſind, gegen ihren Willen 
nicht vorgenommen werden, wogegen der Königlich Preußiſchen Regierung im 
Falle der Ablehnung die Penſionirung des betreffenden Beamten freiſtehen fell 

Die Großherzoglich Heſſiſche Regierung behält ſich übrigens das Recht 
vor, diejenigen dieſer Beamten, welche den Rücktritt in den Großherzoglich 
Heſſiſchen Dienſt wünſchen, bei geeigneter Gelegenheit aus dem Königlich Preu⸗ 
ßiſchen Dienſte zurückzuberufen. Der Austritt aus dem letzteren kann alsdann 
jedoch erſt ſtattfinden, wenn für den Exſatz Sorge getragen iſt, was mit thun⸗ 
lichſter Beſchleunigung und längſtens binnen drei Monaten nach erfolgter An⸗ 
kündigung der Zurückberufung geſchehen ſoll. 551830 


Artikel 15. 


1 Zwiſchen den beiderfeitigen Staatsangehörigen fol weder hinſichtlich der 
Beförderungspreiſe, noch der Zeit der Abfertigung ein Unterſchied gemacht wer⸗ 
en 8 den, 


سد 41 = 


den, namentlich follen die aus dem Gebiete des einen Staates in das Gebiet des 
anderen Staates übergehenden Transporte weder in Beziehung auf die Abferti⸗ 
gung, noch rückſichtlich der Beförderungspreiſe ungünſtiger behandelt werden, als 
die aus dem anderen Staate abgehenden oder darin verbleibenden Transporte. 


Artikel 16. 


Die Beſtimmung der Fahrzeiten und Transportpreiſe ſteht ausſchließlich 
der Königlich Preußiſchen Regierung zu. Mit Ausnahme der für den Perſonen⸗ 
wie für den Güterverkehr etwa einzuführenden Eilzüge ſoll jedoch eine Erhöhung 
der gegenwärtig für die Offenbach⸗Frankfurter Eiſenbahn beſtehenden Tarifſätze 
cht ler Bahnſtrecke ohne Zuſtimmung der Großherzoglich Heffifchen Regierung 
nicht eintreten. 

9 Bei den Tarifen für den Militairtransport wird zwiſchen den Truppen 
der kontrahirenden Staaten kein Anterſchied gemacht werden. 


Artikel 17. 


Die Großherzoglich Heſſiſche Regierung wird von den auf der Hanau⸗ 
Offenbach⸗Frankfurter Eiſenbahn das Großherzoglich Heſſiſche Gebiet paſſtrenden 
Transporten, wozu im Beſonderen auch die durch Vermittelung der Poſtverwal⸗ 


Steuerintereſſen etwa erforderlichen Kontrolmaaßregeln hinſichtlich des Transports 


Artikel 18. 


Die Großherzoglich Heſſiſche Regierung wird den Betrieb auf der betref⸗ 
fenden Bahn, fo lange diefe im Eigenthum und Betriebe der Königlich Preu⸗ 
ßiſchen Regierung ſich befindet, weder mit einer Gewerbeſteuer, noch einer an⸗ 
deren Staatsabgabe helegen, auch ſoll die Bahn mit allem Zubehör von der 
Grundſteuer befreit fein. 

Artikel 19. 

Die Großherzoglich Heſſiſche Regierung geſtattet der Königlich Preußiſchen 
Regierung und der Telegraphenvertaltung des Norddeutschen Bundes, auf dem 
Terrain, welches für die den Gegenſtand dieſes Vertrages bildende Eiſenbahn 
zu erwerben iſt, ober⸗ und unterirdiſche elektromagnetiſche Telegraphenlinien durch 
das Großherzogliche Gebiet zu führen, dieſe Linien zu Zwecken des Bahnbetriebes, 
beziehungsweiſe des öffentlichen Verkehrs nutzbar zu machen, und die Leitungen 
nach Maaßgabe des eintretenden Bedürfniſſes zu vermehren. 


Artikel 20. 


Die Königlich Preußiſche Regierung wird ohne Zuſtimmung der Groß 
Gr. 7347) 54* her⸗ 
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herzoglich Heſſiſchen Regierung die auf deren Gebiete belegenen Bahnſtrecken nicht 
veräußern. TIS 

e den Fall der Veräußerung behält ſich die Großherzoglich Heſſiſche 
Regierung das Recht vor, dieſe Strecken gegen Erſtattung der Anlagekoſten für 
ſich zu erwerben. 

In einem ſolchen Falle werden jedoch die kontrahirenden Regierungen 
durch weitere Vereinbarungen dafür Sorge tragen, daß der Betrieb auf der 
Bahn von Hanau über Offenbach nach Frankfurt in die Hand Einer Ver⸗ 
waltung gelegt wird. 


Artikel 21. 


Beide Regierungen ſind darüber einverſtanden, daß die Stadt Offenbach 
in den ihr durch die Frankfurt⸗Offenbacher Eiſenbahn gewährten Verkehrsverhält⸗ 
niſſen durch das Aufgehen dieſer Bahn in eine Hanau⸗Frankfurter Eiſenbahn 
nicht benachtheiligt werden ſoll. Im Beſonderen ſollen die täglichen Fahrten 
von und nach Sachſenhauſen und Frankfurt a. M. nicht vermindert, auch die 
Anſchlüſſe an die in Frankfurt auf den anderen Linien ankommenden und ab⸗ 
gehenden Züge nicht weniger gewahrt werden. Vielmehr wird die Königlich 
Preußische d bei dem Entwerfen der Fahrpläne, ſowie bei der Einrich⸗ 
tung direkter Expeditionen im Perſonen⸗ und Güterverkehre von und nach den 
Anſchlußbahnen den Intereſſen der Stadt Offenbach jede zuläſſige Berückſichtigung 
zu Theil werden, auch alle fahrplanmäßigen Züge, mit denen Perſonenbeförderung 
ſtattfindet, auf dem Bahnhofe für Offenbach halten laſſen. 

Auf den Halteſtellen für Steinheim und Mühlheim ſollen täglich minde⸗ 
ſtens drei Züge in jeder Richtung zur Vermittelung des Perſonenverkehrs nach 
und von den übrigen Stationen der Hanau⸗Frankfurter Eiſenbahn und, ſoweit 
thunlich, auch von und nach den Anſchlußbahnen anhalten. 


Artikel 22. 


Wenn die Königlich Preußiſche Regierung nach ſorgfältiger Erwägung 
der verſchiedenen Projekte zur Führung der Eiſenbahnlinie bei Offenbach ſich dafür 
entſcheiden ſollte, die Linie Hanau⸗Offenhach nicht auf dem beſtehenden Bahnhofe 
in Offenbach, ſondern an einem anderen Punkte, etwa auf der Station Ober⸗Rad, 
in die Offenbach-Frankfurter Eiſenbahn einmünden (Art. 1.) und demgemäß einen 
neuen Bahnhof für Offenbach anlegen zu laſſen, ſo ſoll der alte Bahnhof nebſt dem 
Bahnſtück bis zum gedachten Einmündungspunkte daſelbſt nichtsdeſtoweniger 


beibehalten und in der bisherigen Weiſe, jedoch mit Ausſchluß des Güterverkehrs, 


ur Abfertigung von Lokalzügen nach und von Sachſenhauſen und Frankfurt a. M. 
fer bent werden, ſoweit die jetzige Zahl der Züge nicht durch die Züge auf der 
neuen Route Hanau⸗Frankfurt a. M. erſetzt werden wird. Dieſe Fortbenutzung 
des alten Bahnhofs nebſt Anſchlußſtrecke ſoll jedoch nur fo lange gefordert werden 
können, als die aus dem beſonderen Betriebe dieſer Strecke erwachſenden Koſten 
in den bezüglichen Einnahmen vollkommene Deckung finden. a 
In weiterer Konſequenz einer derartigen Einmündung der Hanau-Dffenbacher 
Bahnlinie in die Offenbach - Frankfurter Eiſenbahn fol die in dem Staatsvertrage 
ie nl 
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zwiſchen der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung und der vormaligen freien 
Stadt Frankfurt vom 30. November 1865. verabredete Legung des zweiten Geleiſes, 
von Offenbach bis zu der bei Sachſenhauſen zum Anſchluß an die Main⸗Neckar 
Bahn in ſüdlicher Richtung herzuſtellenden Verbindungskurve, auf die Linie 
vom neuen Bahnhof für Offenbach über den Einmündungspunkt nach Sachſen⸗ 
hauſen übertragen werden. 

Mit dem Uebergange der Offenbach-Frankfurter Eiſen bahn in den alleinigen 
Beſiz der Königlich Preußiſchen Regierung fällt auch für den im Großherzoglich⸗ 
Heſſiſchen Gebiete belegenen Theil der bezeichneten Bahnſtrecke die Verpflichtung 
zur Herſtellung des zweiten Geleiſes der Königlich Preußiſchen Regierung zu. 


Artikel 23. 


Die Ratifikationen dieſes Vertrages ſollen ſpäteſtens binnen ſechs Wochen 
nach der Unterzeichnung in Berlin ausgewechſelt werden. 


Deſſen zu Urkund iſt gegenwärtiger Vertrag zweifach ausgefertigt, von 
den Bevollmächtigten unterſchrieben und mit deren Inſiegel verſehen worden. 


So geſchehen und vollzogen Berlin, den 12. Juni 1868. 


(L. S.) Theodor Weis haupt. 
(L. S.) Wilhelm Jordan. 

(L. S.) Karl Hofmann. 

(L. S.) Auguſt Schleiermacher. 


Vorſtehender Vertrag iſt ratifizirt worden und die Auswechſelung der 


Natifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 
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(Nr. 7348.) Allerhöchſter Erlaß vom 25. Januar 1869., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte an den Kreis Pr. Holland, im Regierungsbezirk 
Königsberg, für den Bau und die Unterhaltung einer Kreis-Chauffee 
von Mühlhauſen nach Schönberg. 


2 Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den vom Kreiſe Pr. 
Holland, im Regierungsbezirk Roni Sberg, beabſichtigten chauſſeemäßigen Ausbau 
der Straße von Mühlhauſen nach Schönberg genehmigt habe, verleihe Ich hier⸗ 
durch dem Kreiſe Pr. Holland das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee 
erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ 
und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſte⸗ 
Gr. 73477849) f hen⸗ 
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henden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich dem genannten 
Kreiſe gegen Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße 
das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die 
Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in dem⸗ 
ſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die 
Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften , wie dieſe Beſtimmungen auf den 
Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch 
follen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtim⸗ 
mungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwen⸗ 
dung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 25. Januar 1869. 
| Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Nr. 7349.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis - Obli- 
gationen des Pr. Holländer Kreiſes im Betrage von 30,000 Thalern 
IV. Emiſſion. Vom 25. Januar 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 20. 


Nachdem von den Kreisſtänden des Pr. Holländer Kreiſes auf dem Kreis⸗ 
tage vom 8. Februar 1868, beſchloſſen worden, zum Bau von Kreis⸗Chauſſeen 
außer den durch die 865 vom 3. Dezember 1860. (Geſetz Samml. S. 69. ff. 
von 1861.), 30. März 1863. (Geſetz-Samml. S. 254. ff. von 1863.) und 
27. Mai 1867. (Geſetz⸗Samml. S. 1237. ff. von 1867.) genehmigten An⸗ 
leihen von zuſammen 145,000 Thalern die erforderlichen Geldmittel im Wege 
einer weiteren Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten 
Kreisſtände: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons 
verſehene, Seitens der Gläubiger unkündbare Obligationen zu dem angenom⸗ 
menen Betrage von 30,000 Thalern ausſtellen zu dürfen, da ſich hiergegen weder 
im Intereſſe der Gläubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, 
in Gemäßheit des ٩ 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. den Ausſtellung von 
Obligationen zum Betrage von 30,000 Thalern, in Buchſtaben: dreißig Taufend 
Thalern, welche in folgenden Apoints: ORG 

10,000 


= Ib — 
10,000 Thaler à 1000 Thaler, 
13,000 =..3:500: » 
7,000 („ 4 100 
= 30,000 Thaler, 
nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit fünf 
Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
Folgeordnung vom Jahre 1890. ab innerhalb eines Zeitraums von dreißig Jahren 
mit wenigſtens jährlich 1000 Thalern zu tilgen find, durch gegenwärtiges Pri⸗ 
vilegium Unſere landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, 
daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, 
ohne die Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen 
befugt iſt. 
Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiſtung Seitens des Staates nicht übernommen wird, iſt durch Die ۰ 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſtegel. 
Gegeben Berlin, den 25. Januar 1869. 


)1 S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 
Obligation 
des 
Pr. Hollaͤnder Kreiſes 


IV. Emiſſion 
Littr. MEER 
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genehmigten Kreistagsbeſchlüſſe 
weiteren Schuld von 30,000 
für den Chauſſeebau des Pr. 
ſe, für jeden Inhaber ge, 
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Seitens des Gläubigers unkündbare Verſchreibung zu einer Darlehnsſchuld von 
F Thalern Preußiſch Kurant, welche an den Kreis baar gezahlt 
worden und mit fünf Prozent jährlich zu verzinſen iſt. 

Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 30,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1890. ab mit wenigſtens 1000 Thalern jährlich, welche vom Kreiſe auf⸗ 
gebracht werden. N 

Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt ſpäteſtens vom Jahre 1890. ab 
in dem Monate Januar jeden Jahres. 

Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, den Tilgungsfonds durch 
größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche noch ita Schuld⸗ 
verſchreibungen zu kündigen. 

Die ausgelooſten, ſowie die gekündigten Schuldverſchreibungen werden 
unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern und Beträge, ſowie des Termins, 
an welchem die Rückzahlung erfolgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. 

Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, drei, zwei und Einen Monat vor dem 
Zahlungstermine in dem Königlich Preußiſchen Staatsanzeiger, in den vier 
Amtsblättern der Königlichen Regierungen der Provinz Preußen, ſowie in einer 
der zu Königsberg i. Pr. erſcheinenden Zeitungen und in dem Pr. Holländer 
Kreisblatte. : 

Bis zu dem Tage, wo folchergeftalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli, von heute an 
gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit jenem verzinſet. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Pr. Holland, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibung 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurück⸗ 
zuliefern. Für die Wenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale ۰ 
gezogen. 

f Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinſen, 
verjähren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Theil J. 
Titel 51. §. 120. seq. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Mohrungen. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen Ver⸗ 
jährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz der 
Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaubhafter 
Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemel⸗ 
11808 und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt 
werden. BE 
Mit dieſer Schuldverfchreibung find zehn halbjährige ۵ 5 ی‎ ۱ 

ahre 


en © 


Jahre 18.. ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zinskupons auf fünfjährige 
Perioden ausgegeben. 
Die Aus 


ſofern deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 


Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermögen. 


hei Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Anterſchrift 
ertheilt. 


Pr. Holland, den . ten 184 


„ 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Pr. Hollaͤnder 
Kreiſe. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 
Zinskupon 


zu der 
Kreis⸗Obligation des Pr. Hollander Kreiſes 
IV. Emiſſion 


— — 


N Thaler Silbergroſchen. 
۱ | Der Inhaber dieſes Zinskupons empfängt gegen deſſen Rückgabe in der Zeit 
N M „„ ED vom a و‎ bis 
i 1 


1 

۸ خر‎ und ſpäterhin die Zinſen der vorbenannten Kreis⸗Obligation fü 

5 Halbjahr vom | ſtaben n 
0 


18 
Glenn Silbergroſchen bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe zu Pr. Holland. 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den Chauſſeebau im Pr. Hollander 
۴ Kreiſe. 


۱ 
۱ 
1 Dieſer Zinskupon ift ungültig, wenn deſſen 
Gel A nicht innerhalb vier Jahren nach 
der Fälligkeit, vom Schluſſe des betreffenden 
Kalenderjahres an gerechnet, erhoben wird. 


تسه 
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Erd — 


provinz Preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 
Dead bd en 


zur : 
Kreis⸗Obligation des Pr. Holländer ۵ 
IV. Emiſſion. ۱ 
Der Inhaber dieſes Talons empfängt, ſofern nicht rechtzeitig Widerſpruch 
9 erhoben iſt, gegen deſſen Rückgabe zu der Obligation des Pr. Holländer 
reiſes 
iet RR über .... Thaler à fünf Prozent Zinfen 
die . te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.۰ bis 18.. bei der ۶ 
Kommunalkaſſe zu Pr. Holland. 
Pr. Holland, denen 18.. 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Pr. Holländer 
Kreiſe. 


(Jr. 7350.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung des revidirten Sta⸗ 
tuts der Rheiniſchen Beleuchtungs⸗Aktiengeſellſchaft zu Bonn. Vom 
25. Februar 1869. 


8 Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 22. Februar 
1869. das in der notariellen Verhandlung vom 14. Januar und einer Nachtrags⸗ 
verhandlung vom 1. Februar d. J. verlautbarte revidirte Statut der Rheiniſchen 
Beleuchtungs⸗Aktiengeſellſchaft zu Bonn zu genehmigen geruht. Der Allerhöchſte 
Erlaß nebſt dem repidirten Statute wird durch das Amtsblatt der Königlichen 
Regierung zu Cöln bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 25. Februar 1869. 


Der Minifter fir Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: 
Moſer. ۱ ä 


(Nr, 7351.) 
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(Nr. 7351.) Allerhöchſter Erlaß vom 8. März 1869., betreffend die nach dem Geſetz über 
die Auseinanderſetzung zwiſchen Staat und Stadt in Frankfurt a. M. 
aufzunehmende Staatsanleihe von 4,450,000 Rthlrn. 


Alf Ihren Bericht vom 7. d. Mts. genehmige Ich, daß in Gemäßheit der 
1379 des ٩. 6. des Geſetzes vom 5. März d. J. (Geſetz⸗Samml. 
S. 379.), betreffend die Auseinanderſetzung zwiſchen Staat und Stadt in Frank⸗ 
furt a. M., eine Staatsanleihe von vier Millionen vierhundertfunfzig Tauſend 
Thalern aufgenommen werde. Dieſelbe iſt in Schuldverſchreibungen über Ein⸗ 
hundert Thaler, zweihundert Thaler fünfhundert Thaler und Eintauſend Thaler 
auszugeben, mit vier einhalb Prozent jährlich am 1. April und 1. Oktober jeden 
Jahres zu verzinſen und nach Maaßgabe des Geſetzes vom 17. Februar 1868. 
(Geſetz-Samml. S. 71.) und Meines Erlaſſes vom 27. April 1868. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 1005.) mit der danach für verſchiedene Eiſenbahnzwecke bewilligten 
Anleihe von vierzig Millionen Thaler Behufs der Verzinſung und Tilgung zu 
einer und derſelben Anleihe zu vereinigen. Zur Tilgung dieſer Anleihe ſind von 
dem im §. 4. des vorerwähnten Geſetzes vom 17. Februar 1868. beſtimmten 
Zeitpunkte ab jährlich vierundvierzig Tauſend fünfhundert Thaler, ſowie die durch 
die fortſchreitende Amortiſation erſparten und die durch Präkluſion erloſchenen 
Zinſen zu verwenden. Dem Staate bleibt das Recht vorbehalten, ſowohl den 
hiernach zu berechnenden Til ungsfonds zu verſtärken, als auch die ſämmtlichen 
Schuldverſchreibungen zur Rückzahlung nach ſechsmonatlicher Friſt auf einmal 
zu kündigen. Ich ermächtige Sie, hiernach die weiteren Anordnungen zu treffen. 

0 Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 


Berlin, den 8. März 1869. 
Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. 


An den Finanzminiſter. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


895 1 ۲ 
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